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Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Festlegung eines vorläufigen Wohnortes für Spätaussiedler 

A. Problem  

Spätaussiedler sollen gleichmäßig auf das Bundesgebiet verteilt 
sowie Länder und Kommunen durch die Aufnahme und Ansied-
lung von Spätaussiedlern gleichmäßig in Anspruch genommen 
werden. 

B. Lösung 

In dem Gesetz über die Festlegung eines vorläufigen Wohnortes 
für Spätaussiedler - Wohnortzuweisungsgesetz - werden die Be-
fristungen für die Bindung von Spätaussiedlern an die Wohnort-
zuweisung sowie für die Bindung von Leistungen für Spätaussied-
ler nach dem Bundessozialhilfegesetz und dem Arbeitsförde-
rungsgesetz an den Zuweisungsort mit Wirkung vom 1. März 
1996 aufgehoben. Die Bindungen gelten bis zum Außerkrafttreten 
des Gesetzes am 15. Juli 2000. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Festlegung eines vorläufigen Wohnortes für Spätaussiedler 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Festlegung eines vorläufigen 
Wohnortes für Spätaussiedler in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. Februar 1996 (BGBl. I S. 225) 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 4 werden nach dem Wort  „stehen" das 
Komma und die Worte „in jedem Fa ll  spätestens 
nach zwei Jahren" gestrichen. 

2. In § 3 a werden die Absatzbezeichnung „ (I)"  ge-
strichen und Absatz 2 aufgehoben. 

3. § 6 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 6 
Übergangsvorschrift 

Auf Personen, die den ständigen Aufenthalt im 
Geltungsbereich des Gesetzes 

1. nach dem 14. Juli 1989 und vor dem 1. Januar 
1993 genommen haben, ist das Gesetz in der 
vor dem 1. Januar 1993 geltenden Fassung, 

2. nach dem 31. Dezember 1992 und vor dem 
1. März 1996 genommen haben, ist das Gesetz 
in der vor dem 1. März 1996 geltenden Fassung, 

3. nach dem 29. Februar 1996 genommen haben, 
ist das Gesetz in der vom ... (Einsetzen: Tag des 
Inkrafttretens des Dritten Gesetzes zur Ände-
rung des Gesetzes über die Festlegung eines 
vorläufigen Wohnortes für Spätaussiedler) an 
geltenden Fassung 

anzuwenden." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Bonn, den 28. Oktober 1997 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 

Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Das Wohnortzuweisungsgesetz ist zuletzt zum 1. März 
1996 geändert worden, nachdem sich herausgestellt 
hatte, daß mit der bisherigen Fassung das Ziel einer 
gleichmäßigen Verteilung der Spätaussiedler auf das 
gesamte Bundesgebiet und damit auch einer gleich-
mäßigen Beanspruchung der Länder und Kommunen 
nicht zu erreichen war. 

Der Kern des geänderten Wohnortzuweisungsgeset-
zes besteht darin, daß Aussiedler grundsätzlich nur 
an dem Ort , dem sie zugewiesen wurden, Leistungen 
nach dem Bundessozialhilfegesetz und dem Arbeits-
förderungsgesetz erhalten. Dies gilt grundsätzlich für 
zwei Jahre nach der Einreise in die Bundesrepublik 
Deutschland. 

Dem Innenausschuß des Deutschen Bundestages ist 
ein Erfahrungsbericht des Bundesministeriums des 
Innern vom 12. Juni 1997 zugeleitet worden. Danach 
hat sich die am 1. März 1996 in Kraft getretene Ände-
rung bewährt. 

Die schlüsselgerechte Verteilung der Spätaussiedler 
im Bundesgebiet wird gewährleistet. Die Abwande-
rung der Spätaussiedler aus den neuen Ländern ist 
unterbrochen. Neue Ballungsgebiete sind durch die 
verbesserten Möglichkeiten zur landesinternen Ver-
teilung nicht entstanden. Die Lage in den Hauptzu-
zugsgebieten entspannt sich. Die persönlichen Be-
lange der Spätaussiedler werden im Rahmen der 
Verteilung durch Bund und Länder in angemesse-
ner Weise berücksichtigt. Die Akzeptanz der Verteil-
entscheidungen bei den Spätaussiedlern ist auch 
aufgrund der verstärkten Beratung im Rahmen des 
Verteilverfahrens hoch. In den neuen Ländern ha-
ben sich zunehmend soziale Netzwerke gebildet, 
die erwarten lassen, daß die Spätaussiedler künftig 
freiwillig verstärkt in die neuen Länder streben und 
auch nach Auslaufen der zweijährigen Bindungs-
frist des Wohnortzuweisungsgesetzes do rt  verblei-
ben werden. 

Es ist geboten, die durch die Änderung des Wohnort-
zuweisungsgesetzes erreichte gleichmäßige Vertei-
lung der Spätaussiedler zu stabilisieren. Dies erfor-
dern die gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen, die Lage der Kommunen sowie die insbesondere 
durch die gegenwärtige Arbeitsmarktlage erschwerte 
Integration und Akzeptanz der Spätaussiedler. 

Die neuen Länder haben ein starkes Interesse daran, 
die ihnen zugewiesenen Spätaussiedler dauerhaft 
über die z.Z. im Gesetz enthaltene zweijährige Frist 
hinaus seßhaft zu machen. Sie haben nach dem In-
krafttreten des Änderungsgesetzes ihre Bemühun-
gen zur Integration der Spätaussiedler spürbar - auch 
finanziell - verstärkt. Diese Investitionen zahlen sich 
erst aus, wenn die seit dem 1. März 1996 in die neuen 

Länder gekommenen Spätaussiedler auf Dauer do rt 
 bleiben. 

Der seit 1996 spürbare Rückgang der Antrags- und 
Zuzugszahlen sowie die Bemühungen der Bundes-
regierung um eine verbesserte Integration, insbeson-
dere der Verbesserung der Sprachkenntnisse vor der 
Einreise, ermöglichen gleichwohl ein Auslaufen des 
Wohnortzuweisungsgesetzes zum gesetzlich festge-
legten Zeitpunkt am 15. Juli 2000. 

Infolgedessen ist einerseits dem Erfordernis eines der 
schlüsselgerechten Verteilung entsprechenden dauern-
den Aufenthalts der Spätaussiedler Rechnung zu tra-
gen. Andererseits ist die Tatsache des sich zahlen-
mäßig allmählich entspannenden Zuzugs zu berück-
sichtigen. 

Mit der Änderung des Wohnortzuweisungsgesetzes 
werden die jetzt geltenden Zweijahresfristen für die 
Bindung an die Zuweisung eines vorläufigen Wohn-
ortes sowie von Leistungen nach dem Bundessozial-
hilfegesetz und dem Arbeitsförderungsgesetz an den 
Zuweisungsort mit Wirkung vom 1. März 1996 aufge-
hoben. Die Bindungen gelten damit unbefristet, je-
doch nur bis zum Außerkrafttreten des Wohnortzu-
weisungsgesetzes am 15. Juli 2000. 

Für die Spätaussiedler, die nach dem 29. Februar 
1996 aufgenommen wurden, folgt daraus zwar eine 
Verlängerung der Bindungen an die Wohnortzuwei-
sung über den 1. März 1998 bzw. die Dauer von zwei 
Jahren hinaus, weil sie erst mit dem Außerkrafttreten 
des Wohnortzuweisungsgesetzes am 15. Juli 2000 
enden. Demgegenüber gelten für alle Spätaussiedler, 
die nach dem 15. Juli 1998 zuziehen, kürzere Fristen 
als die gegenwärtige Zweijahresfrist. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 (§ 2 Abs. 4) 

Durch den Wegfall des letzten Halbsatzes läuft die 
Bindung an die Zuweisung für alle ab dem 1. März 
1996 nach Deutschland gekommenen Spätaussiedler 
abnehmend zum 15. Juli 2000 aus. Aufgrund der Än-
derung wird die Dauer der Zuweisung für die zwi-
schen dem 1. März 1996 und dem 15. Juli 1998 nach 
Deutschland kommenden Spätaussiedler über die 
jetzt geltende Dauer von zwei Jahren hinaus verlän-
gert. 

Zu Nummer 2 (§ 3 a Abs. 2) 

Durch die Streichung von § 3 a Abs. 2 wird die 
Zuständigkeit der Zuweisungsorte für Leistungen 
nach dem Bundessozialhilfegesetz und dem Arbeits-
förderungsgesetz nicht mehr an die Zweijahresfrist 
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gebunden, sondern bis zum Außerkrafttreten des 
Gesetzes am 15. Juli 2000 bef ristet. 

Zu Nummer 3 (§ 6) 

Die Einbeziehung der seit 1. März 1996 aufgenom-
menen Spätaussiedler in den Geltungsbereich des 
Änderungsgesetzes ist erforderlich, weil 1996 und 
1997 immer noch ein beträchtlicher Zuzug von Spät-
aussiedlern stattgefunden hat. Eine mögliche Ab-
wanderung dieser Spätaussiedler in die bisherigen 
Hauptzuzugsgebiete soll im Interesse ihrer sozial-
verträglichen Integration vermieden werden, die 
auch im eigenen Interesse der Spätaussiedler liegt. 
Nummer 2 stellt klar, daß auf Personen, die nach dem 
31. Dezember 1992 und vor dem 1. März 1996 ge-
kommen sind, das Gesetz in der damals geltenden 
Fassung anzuwenden ist. 

Zu Artikel 2 

Das Gesetz soll zum frühestmöglichen Zeitpunkt in 
Kraft treten. 

C. Finanzieller Teil 

Das Gesetz hat für den Bund keine finanziellen Aus-
wirkungen. Es begründet für die Länder, Gemeinden 
und Gemeindeverbände keine zusätzliche Leistungs-
verpflichtung. 

D. Preiswirkungsklausel 

Das Gesetz regelt lediglich die Aufhebung von 
Fristen. Es hat daher keine Auswirkungen auf Ein-
zelpreise, das Preisniveau und das Verbraucherpreis-
niveau. 


